



N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am Donnerstag, dem 7./8. Juni 1990 

Rathaus, Ratssaal 






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 07.06.1990: 15.12 Uhr

                Ende: 08.06.1990: 15.22 Uhr

Sitzungsunterbrechung:


07.06.1990: 15.57 Uhr bis 16.24 Uhr







    18.33 Uhr bis 19.08 Uhr







    21.20 Uhr bis 08.06.1990: 14.02 Uhr

Vorsitzende/r :


Stadtpräsidentin Reyer 




1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

Ratsmitglieder :


Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 




Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:


Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,




Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt,




Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:


Löwner

Außerdem sind anwesend:


Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 




weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:


Ratsfrau Schalow




Ratsherr Kühlmorgen

2.  Schriftführer/in:


Ratsfrau Lange




Ratsherr Wulff

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:


Frau Völkel 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin    R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 1 Ratsmitglied entschuldigt und Ratsherr Johanning mitgeteilt hat, daß er später kommen wird, so daß zu Beginn der Sitzung 47 und später 48 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist außerdem darauf hin, daß außer Stadtrat Schirmer, der für die gesamte Sitzung enschuldigt ist, Oberbürger​meister Luckhardt, Stadtbaurat Dr. Flagge und Stdtrat Dr. Kirschnick wegen dringender dienstlicher Verpflichtungen zeitweise an der Sitzung nicht teilnehmen können.

Es besteht Einvernehmen, daß die Tagesordnung gegebenenfalls umgestellt


wird, um eine Beratung in Anwesenheit der Genannten zu ermöglichen.

2. Bürgeranfragen

a) Bestandssicherung der Hundesportplätze                    - Drs. 361 


​Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Hartmut Deusch vor:



"Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin,

die Mitglieder der ARGE-Kieler Hundesportvereine stellt an die Ratsver​sammlung folgende Frage:

Wie können die Hundesportvereine erreichen, daß endlich eine Bestands​sicherung der Hundesportplätze erreicht werden kann, mit dem Ziel der Einbindung in die Flächennutzungspläne."

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


als Anlage beigefügt.

b) Genehmigungspraxis bei der Baumschutzsatzung und          - Drs. 399 -



bei der Baumschutzverordnung

Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Frau Kirsten Kock vor:



"Sehr geehrte Frau Reyer!

Ich möchte in der nächsten Ratsversammlung am 07.06.1990 folgende



Bürgeranfrage vorbringen.

1. Wieviele Ausnahmegenehmigungen zum Fällen von Bäumen, die durch Baumschutzsatzung bzw. Baumschutzverordnung geschützt waren, wurden in den letzten 3 Jahren beantragt und mit welcher Begründung er​teilt?

Welche Auflagen zur Ersatzpflanzung wurden gemacht und wie wurden sie kontrolliert?




Wieviele Anträge wurden abgelehnt?




% Bitte nach Jahren und nach Baumschutzverordnung (Zuständig:

Untere Landschaftspflegebehörde im Umweltschutzamt; Außenbereich) bzw. Baumschutzsatzung (zuständig: Grünflächenamt; Innenbereich) aufgliedern.

1. Wieviele Verstöße gegen die Baumschutzsatzung bzw. Baumschutz-

verordnung wurden in den letzten 3 Jahren registriert und wieviele davon wurden mit Bußgeld belegt oder nachträglich genehmigt?



% Bitte Aufgliederung wie unter 1.


§
3. Ist es beabsichtigt insbesondere hochstämmige Obstbäume in die


Baumschutzsatzung bzw. Baumschutzverordnung aufzunehmen?


Wenn nicht, warum nicht?"

Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

c) Fragen zum B-Plan 738                                     - Drs. 411 -

Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Frau Angelika Anders-Lauck vor:

"1. Das Anzeigeverfahren bezüglich des B-Plans 738 (Ökosiedlung Moor​wiesengraben) ist noch nicht abgeschlossen und uns ist weder be​kannt, ob die Gruppe der Bauwilligen vollzählig, noch wann mit einem Baubeginn zu rechnen ist.




Wann und unter welchen der og. Bedingungen wird angefangen zu bauen?

2. Was gedenkt die Stadt Kiel zu tun, um die Kinder der Anwohner

Hasseer Straße 73 - 81, die bisher angstfrei auf der Stichstraße spielen konnten, vor dem zu erwartenden Bauverkehr zu schützen?

3. Welches sind die Bedingungen der Erbpachtverträge, die die Stadt

Kiel mit der Gruppe der Bauinteressenten oder den einzelnen Bauherren(innen) des Ökosiedlungsprojektes abgeschlossen hat, und wodurch unterscheiden sie sich von üblichen Verträgen dieser Art?




Mit der Bitte um Beantwortung unserer Fragen und freundlichen Grüßen




gez. 




Angelika Anders-Lauck"

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Frau Anders-Lauck fragt zusätzlich, wie es sich verträgt, daß ohne abge​schlossene Verträge bereits gestern die Erde aufgerissen wurde.

Sie überreicht Stadtbaurat Dr. Flagge ein Stück Hecke mit einer Trauer​schleife.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) drückt sein Verständnis über die Betroffenheit aus.

Er erklärt, daß die Belange aller Betroffenen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten im Verfahren ausgeglichen werden.

Kenntnis genommen

Die Bürgeranfrage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

d) Besuch der HMS Brilliant zur Kieler Woche                 - Drs. 412 

​Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Johannes Schacht vor: 

"Sehr geehrte Frau Reyer,

seit dem Besuch des US-amerikanischen Schlachtschiffes "IOWA" während der letzten Kieler Woche verfolge ich sehr aufmerksam, welche Kriegs​schiffe in Kiel einlaufen. Zu meiner großen Freude hat die Ratsversamm​lung im Juli 1989 beschlossen, Kriegsschiffe bei denen davon auszugehen ist, daß sie Atomwaffen an Bord haben bzw. die atomar angetrieben sind nicht mehr einzuladen.

In den "Kieler Nachrichten" vom 19. Mai wird berichtet, welche Kriegs​schiffe in diesem Jahr zur Kieler Woche kommen werden.

Unter diesen Schiffen ist die "HMS Brilliant". Sie ist nach meinen Recherchen mit 1 - 3 atomaren Tiefenwasserbomben ausgerüstet, die der U-Boot-Bekämpfung dienen.



Nun meine Frage an die Ratsversammlung:

1) Wie ist es möglich, daß trotz dieses Beschlusses ein Kriegsschiff mit Atomwaffen an Bord in den Kieler Hafen einlaufen soll?



2) Was wird die Ratsversammlung dagegen unternehmen, wird sie auf der




Ausladung dieses Kriegsschiffes bestehen?



Mit freundlichen Grüßen



gez.



Johannes Schacht"


Stadtrat   D i e s e l   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Herr Schacht fragt zusätzlich, ob die britische Marine gefragt werden wird, ob Atomwaffen an Bord sind, und wie auf eine zweideutige Antwort reagiert werden wird?


Stadtrat   D i e s e l   (SPD) antwortet, daß die Einflußmöglichkeiten der


Kommune bei Flottenbesuchen nur deklaratorischer Art sind.


Die Zuständigkeit liegt hier beim Land und beim Bund.

Die Bürgeranfrage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


als Anlage beigefügt.

3. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht-


zeitig zugestellt worden ist.


Mit einer ersten Zusammenstellung wurde am 30. Mai 1990 folgendes Material


nachgesandt:


Für die Öffentliche Sitzung


Zu Punkt 6. - Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


N E U         d) Räumlichkeiten für Familienfeste für türkische Mitbürger





und Mitbürgerinnen


Zu Punkt 7. - Kleine Anfragen


N E U         i) Erhöhung der Parkgebühren                   - Drs. 404 -





SPD-Ratsfraktion


N E U         j) Freilichtbühne Krusenkoppel                 - Drs. 408 -





CDU-Ratsfraktion


N E U

k) Elternbefragung zur Errichtung einer
-Drs. 409 -





dritten Gesamtschule





SPD-Ratsfraktion


Zu Punkt
9. - Anträge der Fraktionen



g) Resolution an die Landesregierung gegen
- Drs. 391 -

eine Privatisierung des landeseigenen





25,1 %-Anteils bei den Kieler





Howaldtswerken





Ratsfraktion DIE GRÜNEN





- das nachzureichende Material -

N E U

h) Befragung zur Errichtung einer dritten
- Drs. 188 -





Gesamtschule





Antrag des Schulausschusses

N E U
31. - 2. Nachtrag zur Änderung der Rechnungs-
- Drs. 403 -



prüfungsordnung vom 18.04.1984

N E U
32. - Stellvertretende Mitglieder für den
- Drs. 401 -



Sonderausschuß

N E U
33. - Öffentlichkeit von Ausschußsitzungen
- Drs. 405 -

N E U
34. - Querschnittsprüfung des Landesrechnungshofes
- Drs. 406 -



der kommunalen Theater

N E U
35. - Museum für Industrie- und Alltagskultur
- Drs. 359 -



- Mittelfreigabe -

Mit einer weiteren Zusammenstellung wurden heute auf den Tisch gelegt: Für die Öffentliche Sitzung:

Zu Punkt
2. - Bürgeranfragen

N E U

c) Fragen zum B-Plan 738
- Drs. 411 -





Fragestellerin: Frau Angelika Anders-Lauck

N E U

d) Besuch der HMS Brilliant zur Kieler Woche
- Drs. 412 -





Fragesteller: Johannes Schacht

Zu Punkt
9. - Anträge der Fraktionen



h) Befragung zur Errichtung einer dritten
- Drs. 188 -





Gesamtschule





Antrag des Schulausschusses

N E U



ein Antrg der SPD-Ratsfraktion
- Drs. 426 -

N E U
   i) Begrüßung der Delegation aus Tallinn
- Drs. 427 -




F.D.P.-Ratsfraktion

Für die Nichtöffentliche Sitzung

Zu Punkt 3. - Verkauf einer rd. 16.000 m  großen Fläche      - Drs. 305 ​


hinter dem Grundstück Saarbrückenstraße 155 a



an die Frank Heimbau Kiel GmbH



- das nachzureichende Material -

Zu Punkt 6. - Sanierungsgebiet Sophienblatt (SAS I E):       - Drs. 372 ​


Neubau ZOB, Konzept- und Investorenentscheidung



Hierzu liegt eine Ergänzung aufgrund des Beschlusses



des Bau-, des Wirtschafts- und des Finanzausschusses

aus der gemeinsamen Sitzung am 31.05.1990 vor.

Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben:

Die Kleine Anfrage zu Punkt 7. i) - Erhöhung der Parkgebühren - Drs. 404 ​


kann noch nicht beantwortet werden.

Die Kleine Anfrage zu Punkt 7. j) - Freilichtbühne Krusenkoppel - Drs.

408 - soll auf Antrag der CDU-Ratsfraktion schriftlich beantwortet werden.

Die Kleine Anfrage zu Punkt 7. k) - Elternbefragung zur Errichtung einer dritten Gesamtschule - Drs. 409 - ist von der SPD-Ratsfraktion zurückge- zogen worden.

Folgende Punkte werden heute nicht behandelt:

Punkt 18. - Erhaltungssatzung für das Gebiet "Alt            - Drs. 379 ​


Friedrichsort und die ehemalige Festung


Friedrichsort"


Vertagt

Punkt 28. - Beihilfe an den Förderverein MS "Stadt Kiel",    - Drs. 396 ​- Gebührenbefreiung für Traditionsschiff


MS "Stadt Kiel"


Zurückgestellt

Punkt 34. - Querschnittsprüfung des Landesrechnungshofes     - Drs. 406 


​kommunales Theater


Vom Dezernenten zurückgezogen

Nichtöffentliche Sitzung

Punkt 11. - Anmietung von Räumen                             - Drs. 365 


​An den Finanzausschuß überwiesen

Stadtrat   D i e s e l   (SPD) zieht den Punkt 30. - Freifahrten für ausländische Marineangehörige - zurück.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) zieht den Punkt 35. - Museum für Industrie​und Alltagskultur - Mittelfreigabe - Drs. 359 - zurück.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) zieht den Punkt 9. i) - Begrüßung der Delegation aus Tallinn - Drs. 427 - zurück.

Bürgemeister   H o c h h e i m   (CDU) beantragt, die unter Punkt 11. ein​geordnete 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr 1990 - Drs. 355 - bereits als Punkt 8. vor den Fraktionsan​trägen zu behandeln.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt, die Kleinen Anfragen zum Schluß der Tagesordnung, vor Punkt Verschiedenes, zu behandeln.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) kritisiert diesen Antrag, da Kleine Anfra​gen gerade für kleine Fraktionen politische Möglichkeiten bieten.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - mit den Stimmen von mehr als 2/3 der anwesenden Ratsmitglieder

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) beantragt die Dring​lichkeit für einen von ihr einzubringenden Tagesordnungspunkt "Auflösung der Heinrich-von-Stephan-Schule".

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) betont, daß kein Anlaß für einen solchen Dringlichkeitsantrag ist.

Beschluß:  A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

Eine Dringlichkeit ist damit nicht anerkannt.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) beantragt, den Punkt 9. a) - Modrow-Einladung zur Kieler Woche - Drs. 348 - von der Tagesordnung abzusetzen, da die Angelegenheit erledigt ist.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt eine Sitzungsunterbre​chung, da er anzweifelt, daß der Antrag zu 9. a), bei dem es sich um einen CDU-Antrag handelt, mit einfacher Mehrheit von der Tagesordnung abgesetzt werden kann. Er bittet um eine Stellungnahme des Rechtsamtes.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung erklärt Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD), daß das Rechsamt die Auffassung bestätigt hat, daß dieser Punkt und jeder andere Punkt mit einfacher Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder von der Tagesordnung abgesetzt werden kann.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) ist der Auffassung, daß sich die Ratsver​sammlung zum Teil mit der Masse der Anträge und Vorlagen selbst überfor​dert. Sie betont, daß die CDU nicht in ihren Rechten beschnitten werden sollte. Alledings ging die SPD davon aus, daß sich der Antrag durch die Ab​sage von Herrn Modrow von selbst erledigt hatte.

Sie appelliert in der Tagesordnung weiterzumachen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) kritisiert, daß Stadtpräsidentin Reyer den Antragsteller nicht darauf hingewiesen hat, daß er zur Sache sprechen kann.

Zu der Umstellung der Kleinen Anfrage erklärt er, daß er dies bereits lange gefordert habe. Die SPD sei ihm daher entgegengekommen.

Er traut den Presseberichten nicht. Der Oberbürgermeister hätte mitteilen müssen, daß und warum Herr Modrow abgesagt hat. Auch der Grund ist wichtig.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist darauf hin, daß es sich bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Dringlichkeit wird, soweit nicht anders protokolliert, anerkannt.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über die Tagesordnung in der geänderten Form abstimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Damit ist die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 15./16. Februar 1990


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Niederschrift in


ihrem Büro ausgelegen hat.


Einwendungen sind nicht erhoben worden.


Da auch in der Sitzung keine Wortmeldungen erfolgen, stellt Stadtpräsiden-


tin   R e y e r   (SPD) fest, daß die Niederschrift genehmigt ist.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Mitteilungen liegen nicht vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


a) Mieterschutz für Sozialhilfeempfänger



Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) fragt nach den



zusätzlichen Kosten der Stadt.



Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) antwortet, daß bislang



9.000,-- DM im Haushalt bereitgestellt sind.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Sozialamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Einrichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte"Kiel im Nationalsozialismus"



hier: Zwischenbericht

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß die zuständigen Stellen nicht wesentlich über den Sachstand von vor

7 Jahren hinaus seien. Fraglich erscheint ihr der Sinn der Angliederung an die PH Flensburg und ob die Stadt überhaupt die inhaltliche Auseinan​dersetzung vor Ort will.



Es sollte endlich ein Konzept vorgelegt werden, daß eine Realisierung



ermöglicht.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) erinnert daran, daß erst im Mai 1986 der entsprechende Antrag von der Ratsversammlung beschlossen wurde. Daher sei bis jetzt noch nicht so viel geschehen, und deshalb betone die Ge​schäftliche Mitteilung die Zukunftsaussichten.

Nach ihrer Meinung biete sich eine Zusammenarbeit mit dem Land an. Eine Planung, die aneinandervorbeigeht, sei nicht sinnvoll.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtarchivs und -museums ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.


c) Städtebaulicher Ideenwettbewerb



Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf/Fachhochschulbereich

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erläutert die Geschäftliche



Mitteilung.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtplanungsamtes ist in der dieser Niederschrift vorge​hefteten Kurzniederschrift enthalten.

d) Räumlichkeiten für Familienfeste für türkische Mitbürger und Mitbürgerinnen

Die Geschäftliche Mitteilung wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Hauptamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

7. Kleine Anfragen

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Kleinen Anfragen am Ende der Öffentlichen Sitzung zu beraten. Wegen der besseren Lesbarkeit des Protokolls verbleiben die Punkte in ihrer ursprünglichen Reihenfolge.

a) Frauennachtfahrten                                        - Drs. 332 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Wieviel Geld ist im Haushaltsjahr 89 und in diesem Haushaltsjahr

bis Ende Mai tatsächlich an die Arbeitsgemeinschaft für Frauen-Fahr​ten geflossen und wurden nicht verbrauchte Mittel in anderer Weise für diesen Zweck ausgegeben? Wenn ja, wie?

2. Wieviele Frauen-Nacht-Fahrten sind monatlich im auslaufenden




Vertragsjahr durchgeführt worden?

 3. Wie wurden die Verhandlungen zur Weiterführung und Verbesserung des Frauen-Nacht-Fahrten-Modells ab März 90 geführt und welche Verhand​lungsergebnisse liegen vor?

 4. Aus welchen Gründen ist die neu eingerichtete Personalstelle im Gleichstellungsbüro, die u. a. auch die Begleitung des Frauen-Nacht​Fahrten-Modells gewährleisten sollte, noch nicht besetzt und wie wird die Besetzung dieser Stelle in Zukunft vorangetrieben werden?"

Diese Kleine Anfrage wurde zusammen mit der Anfrage 7 e) der F.D.P.-Ratsfraktion behandelt.



Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) beantwortet beide Anfragen im 



Namen des Magistrats.

Ratsfrau    S c h a l o w   (SPD) betont, daß das erste Modell frauen​freundlicher war, und wohl auch deshalb an seinem Bedarf gescheitert ist, der einen zu hohen jährlichen Zuschuß nach sich zog.

Durch gezielte Werbung ist erst wieder bekannt geworden, daß die Stadt ein Frauentaxi anbietet. Dieses Modell, das nach anderen Konditionen an​geboten wird, geht allerdings auch zu Lasten der finanziell Schwächeren.

Es soll aber nicht das endgültige Modell sein, weil es so unbefriedigend ist.


Über Alternativmodelle müsse gründlich und ohne Zeitdruck nachgedacht


werden.

Auf die Frage von Ratsherrn   R o g a c k i   (CDU), wer den Rotstift beim ersten Frauennachttaxi angesetzt habe, antwortet Ratsfrau    

S c h a l o w    (SPD), daß dies die Ratsversammlung gewesen sei. Sie


betont, daß das Nachttaxi, weiterhin notwendig ist.

Stadtrat   M o r i z   (CDU) ist der Ansicht, daß das erste Modell des Frauennachttaxis nicht an seinem Erfolg gescheitert sei, sondern an des​sen Mißbrauch und Fehlnutzung.

Das zweite Modell sei auch erfolgreich. Es wird nur von den interessier​ten Frauen genutzt. Außerdem ist das jetzige Modell tragbar.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

b) Arbeitsbedingungen im Großraumbüro des                   - Drs. 367 ​Stadtplanungsamtes

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Gegen welche Sicherheitsregeln für Büroarbeitsplätze wird im og. Großraumbüro durch die derzeitigen Bedingungen verstoßen?

2. (a) Wann soll die asbestummantelte Fensterfront endgültig saniert




werden?



(b) Gibt es im Bereich des Rathauses noch weitere Räumlichkeiten,

in denen Asbest verbaut worden ist? Wenn ja, welche?

3. Warum sind die Arbeitsbedingungen im og. Großraum nicht verbes-

sert worden, obwohl die Beschwerden von heute bereits seit 1971 (!) bekannt sind?"

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtbaurat Dr. Flagge beant-


wortet die Anfrage im Namen des Magistrats.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß die Antwort auf die erste Frage nicht befriedigend war, da konkret nach Verstößen gegen Si​cherheitsregeln für Büroarbeitsplätze gefragt war.

Das SPD-Fraktionsbüro war von Asbestpappe auch betroffen. Fraglich ist, warum dort so schnell saniert wurde und in anderen Räumen nicht. Stadt​schulrat   Z i m m e r   (CDU) kann dies nicht beantworten.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) bittet um eine schriftliche Antwort


in dieser Angelegenheit.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

c) Spielhallen im Stadtteil Kiel-Wellingdorf                 - Drs. 354 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:


"1. Auf welcher Rechtsgrundlage ist die Spielhalle - "Spielomat Frei-



zeit Center" in der Schönberger Straße 14 a genehmigt worden?

 2. Widerspricht diese Genehmigung nicht den Änderungen der Bebau​ungspläne Nr. 640 und Nr. 77 (Beschluß der Ratsversammlung vom 17. November 1988), die gerade das Ziel hatten, dort Spielhal​len auszuschließen?

 3. Sind alle bauordnungsrechtlichen Vorschriften in diesem Falle eingehalten worden (z. B. Stellplatznachweis)?"


Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtbaurat Dr. Flagge beant-


wortet die Anfrage im Namen des Magistrats.


Ratsherr   B r e i t k o p f   (SPD) fragt nochmals nach der Rechts-


grundlage, da ihm das Urteil unbekannt ist.


Zur dritten Frage erklärt er, daß keine Stellplätze vorhanden sind.


Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) sichert Ratsherrn Breitkopf eine


ausführliche schriftliche Antwort zu.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

d) Betriebskindergarten im Städtischen Krankenhaus           - Drs. 384 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"1. Ist es geplant, nicht nur im Städt. Krankenhaus, den öffentlich Bediensteten die Möglichkeit zu geben, ihre Kinder in stadteigenen Betriebskindergärten unterzubringen?

Wenn ja, wie soll dieses aussehen und wann könnte das Angebot ge​macht werden? Wenn nein, warum bietet die Stadt Kiel ihren Be​diensteten nicht einen Betriebskindergarten an?

 2. Ist der Betriebskindergarten des Städt. Krankenhauses für alle Beschäftigten dieser Einrichtung zugänglich und in Anspruch zu nehmen? Wenn nein, warum nicht?


3. Wie hoch ist die Kapazitätsauslastung und die Inanspruchnahme



des Betriebskindergartens im Städt. Krankenhaus?


4. Nach welchem Verfahren werden die Plätze für die Kinder dort ver-



geben?"


Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtrat Dr. Kirschnick


beantwortet die Anfrage im Namen des Magistrats.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erkundigt sich nach der Möglichkeit, den Betriebskindergarten zu vergrößern.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) antwortet, daß z. B. durch Dachge​schoßausbau mit verhältnismäßig wenig Mitteln ein Gruppenraum für ca.


30 Kinder möglich ist. In diesem Fall zahlt allerdings das Sozialmini-


sterium keinen Zuschuß. Die Kosten müßte die Stadt alleine tragen.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

e) Frauen-Nachtfahrten                                       - Drs. 385 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:              vor:

"1. Wieviel Geld soll im nächsten Haushaltsjahr für das Modell "Frauen-Nacht-Fahrten" in den Haushalt eingestellt werden?


 2. Ist bereits ein Vergleich (Synopse) erstellt worden über die



beiden Modelle, die die Stadt erprobt hat?



Wenn ja, welches Modell hat sich für die Frauen als das vor-

teilhafteste herausgestellt in Bezug auf die Sicherheit und Akzeptanz? Haben sich die Bedingungen und die Beförderungs​zahlen geändert?



Wenn nein, warum nicht?"

Diese Anfrage wurde bereits unter Punkt 7 a) beantwortet. Beratung und Diskussion unter Punkt 7 a).

f) Wertstoffsammlung über Depotcontainer                     - Drs. 388 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"1. Welche Gründe haben den Magistrat bewogen, das Sammeln von Kunststoffabfällen durch die Kieler Bevölkerung zum Jahresende zu beenden und welche Überlegungen hat der Magistrat angestellt, um eine umweltfreundliche Entsorgung ab 1991 sicherzustellen?

2a. Welche Mengen Kunststoffmüll sind derzeit auf dem Ostufer gelagert und ist beabsichtigt, diese seit 1986 angesammelten Kunststoffe weiterzulagern, zu verbrennen bzw. welche alternativen Formen der Verwertung sind in Aussicht genommen worden?

2b. Wie beurteilt der Magistrat das Gefahrenpotential der Lagerung auf dem Ostufer und wie lange kann unter den gegebenen Umständen die Lagerung fortgeführt und verantwortet werden?

3. Wie verträgt sich der Beschluß zur Einstellung der Kunststoffsamm​lung mit dem Beschluß der Ratsvesammlung vom 16.03.1990 "die Wert​stoffsammlung in Kiel zu intensivieren?"

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtrat Schirmer antwortet im Namen des Magistrats.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

g) Kraftwerk Wik                                             - Drs. 389 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"1. Wann wird der Betrieb des Kraftwerkes Wik endgültig eingestellt

und wann werden die Stadtwerke das Gelände nach Schließung, ggf. nach Abriß des Kraftwerkes, selbst nutzen oder gibt es Überlegungen, das Areal an die Stadt zu verkaufen?

2. Hat der Magistrat aus stadtentwicklungspolitischer Sicht Interesse

am Erwerb des Geländes und wenn ja, welche Überlegungen hinsicht​lich der Nutzungsmöglichkeiten (Wohnungsbau, Gewerbeflächen, hafengebunde Nutzung) liegen bis jetzt vor?

3. Ist dem Magistrat bekannt, ob und ggf. in welchem Maße Teile des




Geländes kontaminiert sind?"

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtrat Dr. Kirschnick


antwortet im Namen des Magistrats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

h) Vernichtung von Wohnraum zugunsten einer                  - Drs. 398 ​Spielhallenerweiterung in Gaarden


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1) Wie war es möglich, daß in Kiel-Gaarden, Helmholtzstraße Ecke Iltisstraße eine Erdgeschoßwohnung für die Erweiterung einer Spiel​halle genutzt werden konnte?


2) Worauf wurde eine etwa erteilte Genehmigung (rechtlich) gestützt?


3) Wer war für die etwaige Erteilung einer Genehmigung zuständig?


4) Wenn gegen geltendes Recht verstoßen worden ist, welche Konsequenzen werden 




von der Bauverwaltung daraus gezogen?"

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) i. V. Stadtbaurat Dr. Flagge antwor​tet im Namen des Magistrats.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

i) Erhöhung der Parkgebühren                                 - Drs. 404 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Laut Landesverordnung vom 27.04.1990 können die Städte und Ge​meinden jetzt selbst über die Höhe der Parkgebühren entscheiden.

In welchem Umfang beabsichtigt der Magistrat von dieser Landes-




verordnung Gebrauch zu machen?



2. Wenn die Parkgebühren angehoben werden sollen, nach welchen




Kriterien soll dies erfolgen?



3. In welchen Bereichen der Stadt sollen die Parkgebühren evtl.




angehoben werden und auf welchen Gebührensatz?"

Die Anfrage wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Die Anfrage kann noch nicht beantwortet werden.

Bei der Genehmigung beantragte der Fragesteller, daß diese Anfrage in


der Ratsversammlung am 30.08.1990 behandelt wird.

j) Freilichtbühne Krusenkoppel                               - Drs. 408 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Welche Konsequenz für ein Nutzunskonzept der Freilichtbühen Krusen-

koppel hat der Magistrat aus dem Antrag der CDU im Ortsbeirat Ravensberg/Brunswik/Düsternbrook vom 12. Juli 1989 und aus der Kleinen Anfrage des Ratsherrn Johannes Wunder vom 9. Oktober 1989 gezogen?



2. Welche Initiative zur Finanzierung erforderlicher Sanierungsmaß-




nahmen hat der Magistrat ergriffen?



3. Hält der Magistrat die bisherigen Entscheidungsabläufe für ver-

tretbar im Interesse der Nutzung dieser populären Kultur- und Freizeitanlage?"

Die Anfrage wurde mit einer Zusammenstellung verschickt, die Dringlich-


keit bei der Genehmigung anerkannt.


Die Anfrage wird schriftlich beantwortet.

k) Elternbefragung zur Errichtung einer dritten              - Drs. 409 ​


Gesamtschule


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. In der Schulausschußsitzung am 8. März 1990 ist beschlossen worden, eine gesamtstädtische Befragung zur Einrichtung einer dritten Ge​samtschule durchzuführen. Was hat die Schulverwaltung seitdem zur Durchführung dieser Befragung veranlaßt?



2. Hält die Schulverwaltung eine Elternbefragung noch vor den Som-




merferien für realisierbar?

3. Hat die Schulverwaltung parallel zur Vorbereitung der Befragung schon verschiedene Standorte auf ihre Eignung zur Einrichtung einer Gesamtschule untersucht?"

Die Anfrage wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Die Anfrage wurde in der Sitzung des Magistrats zurückgezogen.

8. Große Anfragen


Große Anfragen liegen nicht vor.

Unter diesem Punkt wurde Punkt 11) 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landes​hauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr 1990 behandelt. Wegen der besseren Lesbarkeit des Protokolls verbleibt der Punkt in der ursprünglichen Reihen​folge.

9. Anträge der Fraktionen

a) Modrow-Einladung zur Kieler Woche                         - Drs. 348 -

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor: "Oberbürgermeister Luckhardt wird aufgefordert, die Einladung an Hans Modrow als Ehrengast der Kieler Woche sofort zurückzuziehen."

Dieser Antrag wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung von der Tages​ordnung abgesetzt.

b) Antrag auf Abberufung des Oberbürgermeisters              - Drs. 362 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel beruft Oberbürgermeister Karl Heinz Luckhardt aus seinem Amt ab."

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist darauf hin, daß der Oberbür​germeister den Raum verlassen hat.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) begründet den Antrag seiner Fraktion. Er betont, daß Abberufungsanträge kein alltägliches Mittel der Politik seien.



Er distanziert sich ausdrücklich von Presseberichten der taz.

Nach seiner Ansicht besteht zwischen dem Oberbürgermeister und der Rats​versammlugn das nötige Vertrauensverhältnis nicht mehr. Dies gilt auch für das Verhältnis zwischen dem Oberbürgermeister und der SPD-Ratsfrak​tion.

Vor drei Wochen habe die Ratsfraktion DIE GRÜNEN dem Oberbürgermeister bescheinigt, daß er amtsmüde und nicht mehr in der Lage sei, seine Geschäfte wahrzunehmen

Der Oberbürgermeister verletzte seine Pflichten gegenüber der Selbstver​waltung in eklatanter Weise.

Er erinnert an die Klage des Oberbürgermeisters wegen der Wirtschafts​förderungsgesellschaft vor dem Verwaltungsgericht vor der Kommunalwahl 1986. Damals habe er sein Amt politisch mißbraucht.

Bundesweit mache der Oberbürgermeister negative Schlagzeilen. In 1989 sei der Oberbürgermeister an 133 Tagen abwesend gewesen; im übrigen ver​nachlässige er das Amt für Stadtentwicklung, Statistik und Wahlen.

Das Vertrauen der Kieler Bürger ist nach der Eilentscheidung des Ober​bürgermeisters und dem Skandal um die Modrow-Einladung zerstört.

Der Oberbürgermeister vertritt nicht die Interessen der Stadt und der Bürger.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist der Ansicht, daß ein solcher Antrag erst an das Ende eines Untersuchungsausschusses gehört.

Die bisherigen Ereignisse waren nicht so schwerwiegend, daß kein Vertrauen mehr da sei. Sonst würde er den ganzen Magistrat abwählen lassen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, die Beratung zu diesem Punkt zurückzustellen, bis die Ergebnisse des Sonderausschusses "Opern​kreuzfahrt" vorliegen.

Am besten sei es, wenn der Oberbürgermeister aus freien Stücken zurücktritt.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) hält den Antrag für einen Schauantrag.

Der Oberbürgermeister müßte aber sicher überlegen, ob er zurücktritt. Die F.D.P.-Ratsfraktion sieht keinen Grund, den Oberbürgermeister zu schützen.

Sie hält die angeführte Eilentscheidung nur für den kläglichen Abschluß eines Debakels. Ihre Fraktion wird den Antrag ablehnen.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) hält die Argumentation von Ratsfrau Aschmoneit-Lücke für wohltuend.

Sie spricht sich dafür aus, das Ergebnis des Untersuchungsausschusses in der Angelegenheit Operkreuzfahrt abzuwarten.

Die SPD-Ratsfraktion steht hinter dem Oberbürgermeister.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) ist der Ansicht, daß der Oberbür​germeister die Stadt in die Provinzialität führt, wie auch die Kieler Woche beweist. Seit Oberbürgermeister Luckhardt regiert, kommt kein Repräsentant mehr, um sie zu eröffnen.

Er ist einverstanden, die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses abzuwarten.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t  -   mit Mehrheit

Stadtrat   T o v a r   (SPD) stellt die von Stadtrat Diekelmann ange​sprochenen Ereignisse bezüglich der Wirtschaftsförderungsgesellschaft richtig und zitiert aus der Akte.

Daraus wird deutlich, daß die Rechtsbedenken des Oberbürgermeisters von der CDU-Ratsfraktion geteilt wurden und ein neuer Antrag eingebracht wurde.

Daraufhin zog der Oberbürgermeister die Klage zurück.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt auf der Grundlage von § 26 (5)

der Geschäftsordnung namentlich abstimmen.

Sie stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: Es sind 48 Stimmen abgegeben worden.

Für den Antrag stimmten 17 Ratsmitglieder. Gegen den Antrag stimmten 31 Ratsmitglieder. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Die Liste über die namentliche Abstimmung ist Teil der dieser Nieder-


schrift vorgehefteten Kurzniederschrift.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) unterbricht die Sitzung für das Abendessen. Nach Wiedereintritt in die Tagesordnung ruft sie Punkt 9 c) auf.

c) Konzept verkehrsarme Innenstadt                           - Drs. 366 


​Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


"Der Magistrat wird gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß

1) in den Selbstverwaltungsgremien die Vorstellungen der Kieler Verkehrsgeografen gründlich und mit dem Ziel der Umsetzung diskutiert werden;

2) der Ratsversammlung einen Bericht darüber vorzulegen, welche politischen Initiativen ergriffen werden müssen und könnten, um über den Deutschen Städtetag und ggf. mit dem Land über den Bundesrat Gesetzesänderungen herbeizuführen, die den Aus​bau des ÖPNV erheblich stärker als bisher fördern könnten."

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag seiner


Fraktion.

Ratsherr   W u l f f   (CDU) ist der Ansicht, daß das Konzept so nicht übernommen werden kann, da es noch Mängel hat.

Seine Fraktion wird diesem Antrag nicht zustimmen, aber demnächst eine fraktionsinterne Arbeitsgruppe zu diesem Thema einrichten.

Zur problematischen Umleitung des Verkehrs in der Innenstadt müßte die Alternative Tangenten in Betracht gezogen werden.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) hält eine ergebnisoffene Diskussion für besser, als auf eine Umsetzung des Konzeptes zu beschließen.

Er beantragt, den Absatz 1) des Antrages wie folgt zu formulieren:

"Der Magistrat wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß in Verwaltung und Selbstverwaltung die Vorstellungen der Kieler Verkehrsgeographen in die Planungsüberlegungen mit einbezogen werden."

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) kündigt an, daß seine Fraktion dem An​trag der SPD zustimmen wird, weil er der Intention der F.D.P. ent​spricht.

Er spricht sich ebenfalls für eine ergebnisoffene Diskussion aus.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) ist mit der Umformulierung des

1. Punktes des Antrages einverstanden.

Zu Punkt 2 erklärt er, daß es in erster Linie um das Zustandebringen einer politischen Initiative geht, da der Bericht von der Verwaltung selbt nicht thematisiert wurde.

Es wird getrennte Abstimmung beantragt.

Beschluß über den Absatz 1) in der vom Antragsteller übernommenen Fassung der Ratsfraktion:


Nach Antrag - einstimmig -

Beschluß über den Absatz 2):  A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

d) Kindertagespflege in der Stadt Kiel                       - Drs. 386 


​Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"Der Magistrat wird beauftragt, einen Bericht über den Stand der Betreu​ung von Kindern im Vorschulalter durch private Initiativen in Kiel vor​zulegen. Dieser soll detaillierte Angaben darüber enthalten, in welchem Umfang private Personen, Eltern-Kind-Gruppen, Kinderläden und sonstige private Initiativen dazu beitragen können, das Fehlen an Tagespflege​plätzen und in Kindertagesstätten zu verringern. Wie diese Arbeit aus pädagogischer und sozialpolitischer Sicht zu beurteilen ist, welche An​strengungen seitens der Stadt unternommen werden, diesen Bereich priva​ter Bemühungen zu stützen und finanziell wie infrastrukturell auszubauen bzw. welche Hindernisse einer Ausweitung privater Trägerschaften im Wege stehen. Einzugehen ist insbesondere auch auf ein Konzept "Tagesmütter", wobei die Vorzüge und Nachteile privater Tagespflege im Lichte mehrjäh​riger Erfahrungen aufzuzeigen sind."


Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) erläutert den Antrag.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt namens seiner Fraktion


Überweisung in den Jugendwohlfahrtsausschuß.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:


Nach Antrag - mit Mehrheit bei 2 Gegenstimmen -

e) Kieler Sommer für Stralsunder Jugendliche                 - Drs. 387 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Der Magistrat wird beauftragt, in den diesjährigen Sommerferien eine Aktion "Kieler Sommer für Stralsunder Jugendliche" durchzuführen. Das städtische Jugendfreizeitangebot während der Sommerferien soll dafür den Stralsunder Jugendlichen angeboten werden. Weitere Details wie Rahmen​programm oder Unterbringung regelt das städtische Jugendamt.

Außerdem soll der Magistrat die Kieler Jugendvereine, Sportvereine und alle anderen Institutionen, die solche Jugenderholungsmaßnahmen durch​führen, anregen, sich an dieser Aktion zu beteiligen.

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel appelliert darüber hinaus an alle Kieler Bürgerinnen und Bürger, Stralsunder Jugendliche in den Sommerferien nach Kiel einzuladen. Dafür wird im städtischen Jugendamt eine Vermittlungsstelle geschaffen, an die sich die interessierten Kielerinnen und Kieler wenden können."

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) begründet den Antrag seiner Fraktion.

Ratsherr   W i t t   (CDU) erklärt, daß seine Fraktion den Antrag grundsätzlich begrüßt. Er beantragt namens seiner Fraktion Überweisung an den Jugendwohlfahrtsausschuß, der den Antrag endgültig entscheiden soll.

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) berichtet, daß es in den letzten

Jahren bereits einen Jugendaustausch gegeben hatte, der sich nicht durch Mauer und Stacheldraht abhielten ließ.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:


A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -


Beschluß über die Drs. 388:


Nach Antrag - ohne Gegenstimmen bei Enthaltungen -

f) HDW-Anteile der Landesregierung                           - Drs. 390 


​Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel appelliert an die Landes​regierung, die Entscheidung über den Verkauf ihrer HDW-Anteile von ar​beitsmarktpolitischen und regionalwirtschaftlichen Gesichtspunkten ab​hängig zu machen. Eine Entscheidung aus rein finanzpolitischen Gründen der Landesregierung ist unzureichend.

Nach der Fusion des Salzgitterkonzerns mit Preussag und dem Verkauf der Bundesanteile von Salzgitter ist auch das Tochterunternehmen HDW ein bis auf den 25 %igen Anteil des Landes Schleswig-Holstein privatwirtschaft​lich geführtes Unternehmen. HDW steht vor großen Strukturveränderungen, die nicht allein privatwirtschaftlichen Interessen überlassen werden dürfen: Während die Sparte Handelsschiffbau durch weltweit angestiegene Nachfrage gut ausgelastet ist, wird es Probleme beim Kriegsschiffbau wegen gesunkener Nachfrage geben. Deshalb muß die Landesregierung über ihre HDW-Anteile jeden Einfluß nutzen, damit dieser Strukturwandel nicht auf Kosten der Arbeitsplätze geht.

Überkapazitäten im Kriegsschiffbau können jetzt reduziert werden, um die Engpässe im Handelsschiffbau zu beseitigen. Darüber hinaus sind alterna​tive Produktionswege zu entwickeln bzw. die Produktion militärischer Gü​ter auf die Produktion ziviler Güter (Konversion) umzustellen, um HDW aus der Abhängigkeit vom unsicherer gewordenen Rüstungsmarkt herauszu​führen.

Auch bei dieser Verbesserung des HDW-Unternehmenskonzeptes hat die Lan​desregierung aus arbeitsmarktpolitischer und regionalwirtschaftlicher Sicht ihre Verantwortung. Deshalb kann die Frage des Verkaufes der HDW​Landesanteile nicht allein von finanzpolitischen Argumenten der Landes​regierung abhängig gemacht werden."


Dieser Antrag wird zusammen mit dem Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN


zu Punkt 9 g) behandelt. 


Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) erläutert den Antrag seiner


Fraktion.


Ratsherrr Dr.   G r a n e r   (CDU) kündigt an, daß seine Fraktion den


Anträgen nicht zustimmen wird.


Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag seiner


Fraktion.


Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) hat von den GRÜNEN diesen Antrag


erwartet. Der Zeitpunkt sei allerdings falsch.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß die SPD eigentlich gegen die Privatisierung sei, aber es in der SPD unterschiedliche Auffassungen gibt.

HDW habe bereits vor einiger Zeit selbst überlegt, wie der Betrieb anders gestaltet werden kann. Aber es sei nichts wesentliches geschehen. Fraglich sei, warum die Stadt nicht evtl. die Stadtwerke verkauft.


Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) betont, daß die Werft z. Z.


gut ausgelastet sei und dringend nach Arbeitskräften sucht.


Nachdem der Vorstand der Werft immer wieder aufgefordert wurde zu


diversifizieren, ist er dem gefolgt.

Nach seiner Ansicht würde der Verkauf der Anteile der Landesregierung nicht viel ändern, da sich die Werft nach dem Markt orientiert und


nicht nach den Eigentümern. Durch einen Verkauf der Landesanteile sieht


er keine arbeitspolitische Gefahr für Kiel.


Beschluß:  A b g e l e h n t  -  bei Stimmengleichheit -

g) Resolution an die Landesregierung gegen die               - Drs. 391 ​


beabsichtigte Privatisierung des landeseigenen


25,1-%-Anteils bei den Howaldtswerken Kiel


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"In der Sorge um die Sicherheit der Arbeitsplätze bei der Howaldtswerke Deutsche Werft AG Kiel appelliert die Ratsversammlung der Landeshaupt​stadt Kiel an die schleswig-holsteinische SPD-Landesregierung, jegliche Pläne und Absichten für eine Privatisierung des landeseigenen 25,1-%-An​teils bei den Howaldtswerken fallenzulassen.

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel solidarisiert sich in die​sem Sinne mit der Belegschaftsvertretung der HDW, die derartige Absich​ten eine eindeutige Absage erteilt hat. Die Ratsversammlung der Landes​hauptstadt Kiel stellt fest: Eine Privatisierung des landeseigenen HDW​Anteils würde nicht nur neue Unsicherheiten für die bei den Howaldtswer​ken Beschäftigten bedeuten, sondern wäre auch ein drastischer Rückschlag für alle Bemühungen der Rüstungskonversion."

Dieser Antrag wurde zusammen mit Punkt 9 f) behandelt. Diskussion und


Beratung siehe unter Punkt 9 f).

Der Antrag wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit


bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

h) Befragung zur Errichtung einer dritten                    - Drs. 188 


​Gesamtschule


Hierzu liegt folgender Antrag des Schulausschusses vor:

"Bei den Eltern, die Schülerinnen und Schüler in den 2. und 3. Klassen der Grundschulen und Sprachheilgrundschulen haben, ist eine Befragung durchzuführen, welche weiterführenden Schulen sie voraussichtlich für ihre Kinder wählen werden:


- Hauptschule


- Realschule


- Gymnasium


- Gesamtschule"


Dieser Antrag wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlich-


keit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Weiterhin liegt folgender Alternativantrag (Drs. 426) der SPD-Ratsfrak​tion vor, der mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wurde und dessen Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt wurde:

"Unter Einbeziehung der Anträge der Ortsbeiräte Mitte, Russee und Hassee/Vieburg wird folgender Beschluß gefaßt:

1. Bei den Eltern, die Schülerinnen und Schüler in den 2. und 3. Klassen der Grundschulen


- Goetheschule


- Muhliusschule


- Friedrich-Junge-Schule


- Gorch-Fock-Schule


- Uwe-Jens-Lornsen-Schule


- Theodor-Heuss-Schule


- Jahnschule


- Russee


- Kronsburg


- Heidenberger Teich


- Sprachheilgrundschule - Außenstelle Theodor-Heuss-Schule -

haben, wird eine Befragung durchgeführt, welche weiterführende Schule sie voraussichtlich für ihre Kinder wählen werden.

2. Vorbehaltlich der Zustimmung der Schulaufsicht wird die Befragung über die Schulen durchgeführt.

3. Soweit für mehr als 60 Kinder ein Gesamtschulangebot gewünscht


wird, wird die Verwaltung beauftragt, die Schulstandorte


- Theodor-Heuss-Schule


- Klaus-Groth-/Jahnschule


- Käthe-Kollwitz-Schule


auf die Eignung als Gesamtschule (Standortuntersuchung) zu unter-


suchen."

Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) erläutert den Alternativantrag ihrer Fraktion.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) hält es für richtig, die Befragung auf einen Teil des Stadtgebietes zu reduzieren, da sie sonst nicht finan​zierbar sei. Allerdings seien die Fragen von Eltern, deren Kinder die 2. oder
3. Klasse besuchen, nicht zu beantworten.

Falls die Antwort im Sinne der von der SPD gestellten Frage ausfällt, zieht dies Kosten in Millionenhöhe nach sich.

Bei der Befragung sollten auch Informationen über die gewünschte Tages​form eingeholt werden.

Daß in Friedrichsort der Bedarf nach einer Gesamtschule vorhanden ist, ist wohl richtig. Der Bedarf ist aber herbeigeführt worden durch die Un​gleichbehandlung des dreigliedrigen Schulsystems. Es wäre ehrlicher zu sagen, daß dort eine Gesamtschule errichtet wird und daß dafür eine an​dere Schule geschlossen wird.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt namens ihrer Fraktion folgenden Änderungs- und Ergänzungsantrag und erläutert ihn:

"1. ....haben, sind durch eine Fragebogenaktion folgende Punkte zu klären:


a) Wunsch der Schulart



- Hauptschule



- Realschule



- Gymnasium



- Integrierte Gesamtschule


b) Erreichbarkeit der Schule



- Wahl des Verkehrsmittels



- Entfernung Wohnung/Schule


c) Schulgröße


d) Ganz- oder Halbtagsangebot


e) Integration behinderter Kindere


f) falls Integrierte Gesamtschule gewählt wurde



- IGS herkömmlicher Art

- Reformierte Gesamtschule, z. B. mit Öffnung des Unterrichts, Kleingruppenmodell, stärkerer Binnendifferenzierung



- Integration behinderter Kinder



- Ganz- oder Halbtagsangebot



- eigene Oberstufe

2. Der Fragebogen soll Raum für "Sonstige Wünsche und Anmerkungen" ent​halten.

3. Ebenso soll eine (ggf. mehrere) Adresse vermerkt sein, bei der

die Eltern Informationsmaterial über die verschiedenen Schularten erhalten können.

4. Der Fragebogen ist ausgearbeitet zur nächsten Schulausschußsitzung (14.06.1990) vorzulegen und dann unverzüglich an die Heimadressen zu verschicken.

Damit ist zu gewährleisten, daß vor dem 15.10.1990 Informationsver​anstaltungen der Vertreterinnen/Vertreter einzelner Schularten, der Gesamtschulinitiativen etc. durchgeführt werden können.

Weiterhin ist zu gewährleisten, daß die Auswertung der Eltern​befragung in einem gewissen Umfang verläßliches Material für

eine sinnvolle und demokratisch abgesicherte Schulentwicklungs​planung in Kiel bietet."

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) ist der Ansicht, daß zwar eine Befragung durchgeführt werden muß, aber auch ein Standort angeboten werden muß. Ebenso müsse die Frage nach der Ganztagsschule geklärt werden.



Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) erläutert den



Antrag ihrer Fraktion.

Ratsherr   K ü h l m o r g e n   (SPD) erklärt, daß es Ziel der SPD sei, daß die Gesamtschule als Regelschule ihren Platz findet.

Beschluß über den Änderungs- und Ergänzungsantrag der Ratsfraktion 



DIE GRÜNEN: A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -



Beschluß über den Antrag des Schulausschusses - Drs. 188 -:



A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

Beschluß über den Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion - Drs. 426 -: Nach Antrag - mit Mehrheit -

i) Begrüßung der Delegation aus Tallinn                      - Drs. 427 -



Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"Die Gäste/Die Delegation aus unserer Partnerstadt Tallinn sollen bei der offiziellen Begrüßung auch mit der Fahne der estnischen Republik begrüßt bzw. geehrt werden."

Dieser Antrag wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt und die Genehmigung der Tagesordnung zurückgezogen.

10. Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die zu den Buchstaben a) bis f) verschickten Vorlagen und Anträge.

Sie teilt mit, daß zu Punkt 10. d) - Drs. 329 - ein Änderungsantrag der


F.D.P.-Ratsfraktion vorgelegt worden ist.

Zu Punkt 10. f) - Drs. 349 - ist ein Ergänzungsantrag der CDU-Ratsfraktion eingebracht worden.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) weist darauf hin, daß über den Frauen​förderplan der Landeshauptstadt Kiel erneut beraten werden muß, da der Oberbürgermeister der Beschlußfassung der Ratsversammlung über den Frauen​förderplan in der Fassung vom 15. März 1990 widersprochen hat.

Der Beschluß in der Fassung vom 15. März 1990 ist als Tagesordnungspunkt

10. a) - Drs. 132 - verschickt worden; der Widerspruch des Oberbürger- meisters liegt als Punkt 10. b) - Drs. 312 - vor.

a) Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel in der Fassung vom

15. März 1990 

------------------------------------------------------------- 

b) Widerspruch des Oberbürgermeisters gegen den Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel in der Fassung vom 15. März 1990 -


---------------------------------------------------------------- 

c) Antrag zur Aufhebung der Beschlußfassung                  - Drs. 328 ​

der Ratsversammlung über den Frauenförderplan in der 

Fassung vom 15. März 1990 

---------------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Der Beschluß der Ratsversammlung vom 15. März 1990 zum Tagesordnungspunkt 8c 

Frauenförderplan

in der Fassung vom 15. März 1990

wird aufgehoben."

d) Antrag auf Beschlußfassung der Ratsversammlung            - Drs. 329 

​über den Frauenförderplan in der Fassung vom 4. Mai 1990 

-------------------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Der in der Fassung vom 4. Mai 1990 als Anlage 1 beigefügte Frauenförderplan

wird als Satzung der Landeshauptstadt Kiel beschlossen."

Hierzu liegt folgender Änderungsantrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"Der Frauenförderungsplan in der Fassung vom 4. Mai 1990 wird im § 3 wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 S. 4 erhält folgende Fassung:

"Bei der Bewertung der Qualifikation sind auch durch Familienarbeit erworbene Fähigkeiten einzubeziehen, wenn diese Erfahrungen und Fähigkeiten der Ausübung der jeweiligen Tätigkeit dienlich sind."

e) Frauenförderplan
                              - Drs. 349 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Der in der Anlage beigefügte Frauenförderplan für die Landeshauptstadt


Kiel wird beschlossen."

f) Frauenförderplan
                              - Drs. 349 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


"Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin,

namens der CDU-Ratsfraktion legen wir zu TOP 21 a) ff. zur Ratsversamm​lung am 17. Mai 1990 den in der Anlage beigefügten Frauenförderplan als





Alternativantrag


vor."

Frau   S c h ü m a n n   (Gleichstellungsbeauftragte) erinnert daran, daß der Frauenförderplan bereits seit 1,5 Jahren diskutiert wird. Alle Fraktionen kündigten Maßnahmen an.

Der Frauenförderplan sollte demnach bereits nach der Sommerpause 1989 in Kraft treten.

Obwohl die angeforderten Stellungnahme fristgerecht vertagen, wurde der


Plan erst im März 1990 von der Ratsversammlung beraten.

Sie geht auf die Stellenbesetzungen der letzten Zeit ein, bei denen wesentlich mehr Männer auf höherdotierte Stellen versetzt werden.

Dies spiegelt die strukturelle Diskriminierung von Frauen bei der Stadt


wieder.

Eine Quotierung bei Stellenbesetzungen ist auch bei Behinderten und


Zeitsoldaten möglich gewesen.

Die Formulierung des Frauenförderplanes des Landes hält sie nicht für


wirkungsvoll.

Frau   J ü r g e n s e n   (Personalrat) erklärt, das der im März 1989 vorgelegte Bericht zur Beschäftigungssituation von Frauen bei der Stadt endlich der Beweis für die Zustände war.


Sie verweist auf die Stellungnahme des Personalrates.

Der jetzt vorgelegte Frauenförderplan der SPD ist aber ohne den Ergän​zungsantrag nur noch ein Gerippe. Er enthält nur noch Empfehlungen, an die sich keiner halten muß.


Deshalb kann der Personalrat dem nicht mehr zustimmen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) kritisiert, daß von der SPD und der CDU bislang nur Absichtserklärungen zum Frauen- förderplan vorgelegt wurden.

In Sachen Frauenförderplan ist bislang nur vom OVG Münster in 1987 ein Urteil gesprochen worden. Aber es ist nicht üblich sich nur auf ein Urteil zu stützen.

Der Frauenförderplan der GRÜNEN stimmt ihrer Meinung nach nicht mit dem Art. 33 GG überein.

Der CDU-Antrag unterscheidet sich nicht wesentlich vom Antrag der SPD. Allerdings entspricht der Frauenförderplan der SPD eher der Zielrichtung der F.D.P. Deshalb wird ihre Fraktion dem SPD-Antrag zustimmen.

Sie erläutert den Änderungsantrag ihrer Fraktion und ändert ihn in folgende Fassung:

"Der Frauenförderplan in der Fassung vom 4. Mai 1990 wird im § 3 wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 S. 4 erhält folgende Fassung:

"Bei der Bewertung der Qualifikation sind auch durch Familienarbeit erworbene Fähigkeiten einzubeziehen."

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) erläutert den Antrag ihrer Fraktion.

Aus der Sicht der SPD ist eine Quotierung nicht notwendig, wenn der Frauenförderplan befolgt wird.

Die SPD wird aber nicht für alle Zukunft darauf verzichten, sondern in einer der nächsten Ratsversammlung dieser zur Abstimmung stellen.

Ratsfrau   L a n g e   (CDU) erläutert den Antrag ihrer Fraktion.

Ihrer Ansicht nach hätte es für die Stadt Kiel längst einen Frauen- förderplan geben können.

Durch die Erhöhung des Frauenanteils soll es aber zu keiner Ungerechtig​keit gegenüber den Männern kommen. Deshalb ist der CDU-Antrag besser.

Sie spricht sich dafür aus, daß auch Erfahrungen aus anderen Tätigkeiten z. B. in der Familie berücksichtigt werden.

Sie bringt folgende Ergänzung zum vorliegenden Antrag der CDU-Ratsfrak​tion ein:

"1) Der Frauenförderplan wird als Satzung beschlossen.


2) Dem Frauenförderplan wird folgender Text vorangestellt:


   1. Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein

in der Fassung vom 2. April 1990 (GVOBl. Schleswig-Holstein, Seite 159) wird nach der Beschlußfassung durch die Ratsver​sammlung vom ....... die folgende Satzung erlassen:


3) Dem Frauenförderplan wird folgender Text angefügt:

8. Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in




Kraft."

Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß ihre Fraktion weder dem Gerippe der SPD noch dem CDU-Antrag, der genauso schwammig ist wie der des Landes, zustimmen kann.

Die Diskriminierung von Frauen passiert täglich. Deshalb ist auch eine Quotierung notwendig. Die konsequente Umsetzung des Frauenförderplanes ist nur mit einer Quotierung erreichbar.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) kritisiert das Hohnlachen der Frauen, wenn Ratsfrau Lange selbstbewußt auftritt.

Die Mehrheitsfraktion entscheidet, wer eingestellt wird, und das ist die SPD.

Am 15.03.1990 legte die SPD einen Frauenförderplan vor, obwohl voraus​sehbar war, daß der Oberbürgermeister diesem widersprechen mußte.

Auf die Frage von Ratsherrn   B r e i t k o p f   (SPD), wer denn in der vergangenen Sitzung diese Angelegenheit vertagte und so verzögerte, antwortet Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU), daß Ratsherr Breitkopf nicht begreifen will, daß der Oberbürgermeister nur bestimmten Passagen widersprochen hat, die anderen aber gelten.

Die SPD hat die Verzögerung zu verantworten.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erklärt, daß die SPD am 15.03.1990 von ihrem vorgelegten Frauenförderplan überzeugt war und deshalb keinen Grund sah, dem der CDU zuzustimmen.

Heute sollen die unstrittigen Punkte auf den Weg gebracht werden. Die strittigen Punkte werden noch eingebracht und durchgesetzt werden, wenn es sein muß bis zur Klage.

Sie hofft, daß das Land ein Gleichstellungsgesetz erlassen wird.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) stellt fest, daß es sich nur um Absichtserklärungen handelt, aber bisher nichts geschehen ist.

Er betont, daß für die Durchsetzung jedes Frauenförderplanes unbedingt eine Quotenregelung nötig ist.

Frau   S c h ü m a n n   (Gleichstellungsbeauftragte) wendet sich an Stadtrat Diekelmann und erinnert daran, daß die unstrittigen Punkte bereits im Mai hätten verabschiedet werden können.

Sie erklärt weiter, daß der Frauenförderplan ein Dreivierteljahr auf Eis lag. Die Mitarbeiterinnen des Ratshauses sind frustiert und glauben nicht mehr an Versprechungen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) erklärt, daß als Punkt 10. c)

-
Drs. 328 - ein Antrag der SPD-Ratsfraktion zur Aufhebung der Beschluß-

fassung vom 15. März 1990 vorliegt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt zunächst über Punkt 10. c)

-
Drs. 328 - abstimmen.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Aufgrund dieser Beschlußfassung stehen die Punkte 10. d) - einschließ​lich des Änderungsantrages der F.D.P.-Ratsfraktion -, 10. e) und 10. f) -
einschließlich der Ergänzung der CDU-Ratsfraktion - zur Abstimmung.

Beschluß über den Änderungsantrag der F.D.P.-Ratsfraktion zu 10. d):

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt einvernehmlich alternativ abstimmen.

In der alternativen Abstimmung erhalten

-
der Antrag zu 10. d), einschließlich des Änderungsantrages der


F.D.P.-Ratsfraktion: 27 Stimmen,


- der Antrag zu
10. e): 4 Stimmen,


- der Antrag zu
10. f), einschließlich der Ergänzung der CDU-Rats-



fraktion: 17 Stimmen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß damit der Antrag zu 10. d) - Drs. 329 - einschließlich des Änderungsantrages der F.D.P.-Ratsfraktion als Frauenförderplan mehrheitlich beschlossen worden ist.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) unterbricht die Sitzung bis zum dar​auffolgenden Tag, den 08.06.1990, um 14.00 Uhr.

Nach Wiedereintritt in die Tagesordnung stellt Stadtpräsidentin   R e y e r (SPD) die Beschlußfähigkeit fest.

11. Betreff: 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt   - Drs. 355 



​Kiel für das Haushaltsjahr 1990



Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim


Antrag:




 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel





für das Haushaltsjahr 1990

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversamm​lung vom 7./8. Juni 1990 und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:








§ 1


Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden




und damit der Geamt​erhöht  vermindert
betrag des Haushaltsplanes







um
  um
einschl. der Nachträge

gegenüber       nunmehr bisher         festgesetzt 

auf







DM
   DM
  DM
 DM


1. im Verwaltungshaushalt



die Einnahmen

4.278.500    -
791.830.400
796.108.900



die Ausgaben

7.825.100    -
817.582.300
825.407.400


2. im Vermögenshaushalt



die Einnahmen

9.628.000    -
207.475.100
217.103.100



die Ausgaben

9.628.000    -
207.475.100
217.103.100








§ 2


Es werden neu festgesetzt:


1. Der Gesamtbetrag der Kredite von bisher 



108.887.300 DM auf




118.485.300 DM,



davon für Zwecke der Umschuldung unverändert



40.000.000 DM,

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-


mächtigungen von bisher 39.411.000 DM auf     49.271.000 DM.

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am                   erteilt.

Kiel, den

Der Oberbürgermeister

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) erläutert den Nachtragshaushalt.

Er erinnert an die klaren Richtlinien des Landes zur Asbestsanierung, nach denen sich das zeitliche Handeln, also Sanierung, der Kommune bestimmt.

Nach diesen Richtlinien ist eine kurzfristige Sanierung in den Kieler Schulen nicht notwendig. Er teilt mit, daß Finanzausschuß und Magistrat die Vorlage beraten und beschlossen haben. Aufgrund der Beratungen sind im Ver​mögenshaushalt unter der Haushaltsstelle 200.010.940 600.000 DM zusätzlich für Container als Ausweichklassen für asbestbelastete Schulen einzusetzen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß nach ihrer Information die Gefahr besteht, daß die Kinder zum Schuljahresanfang nicht ordentlich untergebracht werden können, wenn die Auftragsvergabe für die Container nicht bis Freitag vollzogen ist. Sie bittet hierzu um Aufklä​rung.

Sie bittet weiterhin um Aufklärung, was geschehen soll, wenn der Innen- minister den Nachtragshaushalt nicht genehmigt.

Sie weist auf die Problematik der baulichen Mängel an der Gesamtschule Friedrichsort hin, die neben der Asbestsanierung zu bedenken ist. Sie bittet deshalb zu prüfen, ob es sinnvoll ist, Sofortmaßnahmen zur Asbest​sanierung durchzuführen und stellt folgenden Antrag:

"Unter Haushaltsstelle 003.941 wird folgende Maßgabe an die Verwaltung eingefügt:

Die Sanierungskosten für die IGF plus Kosten für die Behebung sonstiger baulicher Mängel werden abgeglichen mit den Kosten für den Neubau der IGF in kleinerer Version.

Das Ergebnis dieses Prüfungsauftrages ist dem Schulausschuß zur über- nächsten Sitzung vorzulegen."

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) erklärt, daß das Amt für Schulwesen und das Kämmerei- und Steueramt alles so vorbereitet haben, daß nach der Be​schlußfassung der Ratsversammlung mit der Umsetzung begonnen werden kann.

Nur wenn der Bürgermeister morgen früh die Mittel freigibt und der Vergabe​ausschuß den Auftrag vergibt, ist die Unterbringung der Klassen zu Beginn des Schuljahres gesichert.

Dies ist allerdings unwahrscheinlich, da der Nachtragshaushalt erst durch die Kommunalaufsicht genehmigt werden muß. Fraglich ist, wann die Genehmi​gung erteilt wird.

Zum Antrag von Ratsfrau Hanowski-Zabel führt er aus, daß das Ergebnis sicherlich lautet, daß ein Neubau teurer wird.

Die IGF würde heute sicherlich nicht mehr so gebaut werden, wie Anfang der Siebziger Jahre.

Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) hat zu dem Nachtragshaushalt in der

vorliegenden Form einige kritische Anmerkungen.

Das Defizit konnte zwar durch einige Mehreinnahmen abgemildert werden, aber bei so einem Haushalt sei es wichtig, daß Ausgaben überprüft werden, insbe​sondere die Ausgaben, die der Profilierung der Fraktionen dienen.

Man hätte auch überprüfen müssen, welche Ausgaben in diesem Jahr nicht fällig werden.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) weist darauf hin, daß es hier um einen Nachtragshaushalt und nicht um einen Haushalt geht.

Kürzungsvorschläge seien wohl wegen des Zeitdruckes nicht möglich gewesen. Daher sollte hier auch kein Appell an die Verwaltung gerichtet werden.

Sie beantragt, im Verwaltungshaushalt unter der Haushaltsstelle 020.500

- Unerhaltung der Gebäude - zusätzlich 429.000 DM bereitzustellen.

Über weitere Mittel für die Bauunterhaltung soll im Rahmen von Einzelan​trägen im 2. Nachtragshaushalt entschieden werden.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) betont, daß die Änderungen zum Finanzausgleichsgesetz wahrscheinlich eine "Mogelpackung" werden, da die Mittel insgesamt gekürzt werden.

Er erinnert daran, daß der Innenminister den Haushalt 1990 zwar genehmigt hatte, aber kritisch anmerkte, daß die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt mittelfristig nicht gewährleistet sei.

Die Schwäche des Nachtragshaushalts sei es, daß keine Einsparungen gemacht werden. Dies wird wohl dazu führen, daß der Nachtragshaushalt nicht genehmigt wird.

Fraglich ist, was dann geschehen soll.

Er hält es für zwingend, daß der Bau des Museums für Industrie- und Alltagskultur hinausgeschoben wird.

Ohne Einsparungen wird die CDU dem Nachtragshaushalt nicht zustimmen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) hält die Argumentation von Stadtrat Diekelmann für ein bißchen oberflächlich. Er hätte dafür auch die entsprechenden Anträge stellen sollen. Er kündigt die Zustimmung seiner Fraktion zum Nachtragshaushalt an.

Er erkundigt sich nach der Möglichkeit einer Mittelfreigabe am morgigen Tag, auch wenn noch keine formelle Genehmigungsurkunde des Innenministers vorliegt.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) antwortet, daß bisher jeder Haus​halt der Stadt genehmigt wurde, oft allerdings mit Auflagen.

Das Kämmereiamt darf aber ohne die Genehmigung der Kommunalaufsicht keine Mittel freigeben.

Er geht allerdings davon aus, daß die Asbestsanierung auch für den Innen​minister eine wichtige Frage ist.

Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit -

Beschluß über den Antrag der SPD-Ratsfraktion:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann über den Verwaltungshaus​halt und den Vermögenshaushalt einzeln abstimmen.

Beschluß über den Verwaltungshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über den Vermögenshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) verliest sodann die 1. Nachtrags​haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr 1990 in der geänderten Form. Die Zahlen sind in die Vorlage eingearbeitet.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) teilt mit, daß sich der Fehlbedarf im Verwaltungshaushalt nunmehr auf 29.298.500 DM erhöht hat.


Beschluß über die 1. Nachtragshaushaltssatzung 1990:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

12. Betreff: Gültigkeit der Gemeindewahl Kiel am 25.03.1990      - Drs. 358 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:
1. Der Einspruch des Herrn Octavian Galdau gegen die Gültigkeit




der Wahl wird zurückgewiesen.



2. Die Genehmigung in Kiel am 25. März 1990 wird für gültig er-




klärt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die   - Drs. 352 



​Prüfung der Jahresrechnung 1988


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: 1. Nach § 95 GO i. d. F. vom 2. April 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 159) wird die Jahresrechnung


im Verwaltungshaushalt


in den Einnahmen mit
777.572.200,-- DM


in den Ausgaben mit
791.191.800,-- DM


somit mit einem Fehlbetrag von
 13.619.600,-- DM


im Vermögenshaushalt


in den Einnahmen mit
216.320.000,-- DM


in den Ausgaben mit
216.320.000,-- DM



ausgeglichen


festgestellt.

        2. Beitrag des Städtischen Krankenhauses

Das Wirtschaftsjahr 1988 schließt gem. Gewinn- und Verlustrech​nung mit einem Jahresfehlbetrag von 2.791.586,94 DM ab. Durch Beschluß der RV vom 06.07.1989 wurde der bilanzielle Verlust des Jahres 1987 in Höhe von 163.470,41 DM durch eine Entnahme aus den freien Rücklagen in gleicher Höhe ausgeglichen. Der im WJ 1988, im wesentlichen durch die Anlauf- und Umstellungskosten durch Inbetriebenahme des Neubaues, entstandene Verlust wurde zunächst als Verlustvortrag in die Eröffnungsbilanz 1989 vorge​tragen.

Von nachstehendem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der Baltic Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH, Wirtschaftsprü​fungsgesellschaft, per 31.12.1988 wird Kenntnis genommen.

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Die wirtschaft​lichen Verhältnisse geben zu wesentlichen Beanstandungen keinen Anlaß".

        3. Der Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung 1988 sowie die Anlage des Kämmerei- und Steueramtes "Abschlüsse und Erläuterungen zur Jahresrechnung 1988 der Landeshauptstadt Kiel" werden zur Kenntnis genommen und gebilligt.

        4. Dem Magistrat wird gem. § 95 GO Schl.-H. i. d. F. vom 2. April 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 159) für die Haushaltswirtschaft des Rechnungsjahres 1988 Entlastung erteilt.

Ratsherr
B r e i t k o p f   (SPD) erläutert die Vorlage.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) empfindet den Bericht wie einen Krimi.

Die freihändige Ausschreibung findet zu häufig statt, dadurch entstehen der Stadt höhere Kosten.

Begründet wird die freihändige Ausschreibung damit, daß fehlendes Personal in der Bauverwaltung dazu zwingt, freihändig auszuschreiben. Nach seiner Ansicht ist hier eine Kostennutzenrechnung angebracht.

Im Bereich des Städtischen Krankenhauses sieht er die Nebentätigkeit der Chefärzte als problematisch.

Im September 1988 sollte eine neue Nebentätigkeitsregelung erlassen werden und noch im selben Jahr in Kraft treten.

Durch Stadtschulrat Zimmer wurde dies mit Pflegesatzverhandlungen hinausge​schoben, obwohl diese Verhandlungen darauf keinen Einfluß haben.

Bei der zweiten Ausschußsitzung gab es sogar einen Konsens, während bei der dritten Ausschußsitzung zu diesem Thema darauf hingewiesen wurde, daß eine Nebentätigkeitsverordnung des Landes im Entstehen sei, die man besser ab​warten sollte. Dies hat 2 Jahre gedauert. Laut Rechnungsprüfungsamt sind der Stadt dadurch Einnahmen in Höhe von ca. 100.000,-- DM entgangen.

Die Stellungnahme des Krankenhauses enthielt keine tragbaren Argumente.

Sanktionsmöglichkeiten gibt es allerdings nicht.

Der Rechnungsprüfungsausschuß sollte öfter tagen und auch politische Konflikte austragen.

Das Vertrauen zum Dezernenten habe er verloren.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) betont, daß er nicht verbrecherisch gehandelt hat, wie das Wort Krimi suggeriert. Er räumt ein, daß er kein Interesse an der neuen Nebentätigkeitsregelung hatte und es deswegen auch nicht eilig hätte.

Eine einvernehmliche Lösung sei hier nur langfristig zu erreichen. Aller​dings kann man dies auch unterschiedlich bewerten.

Der Stadt ist kein Einnahmeverlust entstanden.

Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) möchte die Antwort zur Bürgeranfrage von Frau Anders-Laucke ergänzen. Er erklärt, daß in rechtlicher Hinsicht zum Zeitpunkt der gefertigten Antwort alles richtig war.

Aber die gestrigen Vorfälle sind nicht genehmigt worden. Die Baustelle wird deshalb stillgelegt durch das Bauordnungsamt.

Es gab noch keinen rechtskräftigen Vertrag, der die Besitzeinweisung erlaubt.

Kenntnis genommen

14. Betreff: a) Bebauungsplan Nr. 811 für das Baugebiet          - Drs. 377 




​Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen der

Industriebahn - Ostuferhafen, Eichenbergskamp, Heikendorfer Weg und Grenzstraße.

b) Bebauungsplan Nr. 812 für das Baugebiet Kiel​Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Heikendorfer Weg, Eichenbergskamp und der Industriebahn ​Ostuferhafen (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Die Aufstellung der nachstehenden Bebauungspläne wird beschlossen:

a) Bebauungsplan Nr. 811 für das Baugebiet Kiel-Neumühlen​Dietrichsdorf, zwischen der Industriebahn - Ostuferhafen, Eichenbergskamp, Heikendorfer Weg und Grenzstraße.

b) Bebauungsplan Nr. 812 für das Baugebiet Kiel-Neumühlen​Dietrichsdorf, zwischen Heikendorfer Weg, Eichenbergskamp





und der Industriebahn - Ostuferhafen.

Die Gebiete sind in den beigefügten Übersichtsplänen gekennzeich​net.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 820 und         - Drs. 395 



​Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 712 für das



Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, zwischen den Straßen Haselbusch/Im Dorfe und der Bundesbahnlinie Kiel-Lübeck, westlich des Gemeindezentrums der Ev.-luth. Maria-Magdalenen Kirchengemeinde (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet: Kiel-Elmschenhagen, zwischen den Straßen Haselbusch/Im Dorfe und der Bundesbahnlinie Kiel-Lübeck, westlich des Gemeindezentrums der Ev.-luth. Maria-Magdalenen Kirchengemeinde wird der Bebauungsplan Nr. 820 aufgestellt. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.

Gleichzeitig wird der gebietsgleiche Bebauungsplan Nr. 712 aufge​hoben.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff: Änderung von Bebauungsplänen in der Kieler          - Drs. 392 



​Innenstadt




(Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Aufstellung der nachstehenden Bebauungsplanänderungen wird



beschlossen:

1. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 319 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Dänische Straße, Falckstraße, Martensdamm

2. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 381 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Alter Markt

3. 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 491 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Ziegelteich, Stresemannplatz, Auguste-Viktoria-Straße, Herzog-Friedrich-Straße,





Hopfenstraße

4. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 500 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Holstenstraße, Schuhmacherstraße, Wall

5. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 629 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Jensendamm, Falckstraße, Klosterkirchhof, Haßstraße

6. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 631 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Sophienblatt, Ringstraße, Hopfenstraße, Herzog-Friedrich-Straße

Die Baugebiete sind in den beigefügten Übersichtsplänen



gekennzeichnet.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Bebauungsplan Nr. 667 für das Baugebiet             - Drs. 378 



​Kiel-Wellsee, Hoflandsberg, nördlich der

Flurstücke 46/13 und 47/43, östlich der

Flurstücke 44/18 und 44/19 der Flur 1, Gemarkung Wellsee, Flur 1, südlich der Flurstücke 96/1, 97/26, 93/48, 92/1 und 90/44, westlich der Flurstücke 83/36, 83/37 und 673 der Flur 2, Gemarkung




Wellsee Flur 2 (erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Wellsee, Hoflandsberg, nördlich der Flur-

stücke 46/1 und 47/43, östlich der Flurstücke 44/18 und 44/19, Ge​markung Wellsee, Flur 1, südlich der Flurstücke 96/1, 97/26, 93/48, 92/1 und 90/44, westlich der Flurstücke 83/36, 83/37 und 673 der Gemarkung Wellsee, Flur 2, wird der Bebauungsplan Nr. 667 entspre​chend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf be​schlossen.

Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 15./16.03.1990 wird aufgehoben.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: Erhaltungssatzung für das Gebiet "Alt               - Drs. 379 ​Friedrichsort und die ehemalige Festung




Friedrichsort"


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Es wird für das Gebiet "Alt Friedrichsort und ehemalige Festung Friedrichsort" eine Erhaltungssatzung gemäß § 172 Absatz 1 Nr. 1 BauGB, bestehend aus beiliegendem Text und Plan, beschlossen.


Diese Vorlage wurde im Bauausschuß vertagt.

19. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 380 



​700.649 - Stadtentwässerung; Abwasserabgabe für




eigene Einleitungen -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.649 - Stadtentwässerung; Abwasserabgabe für eigene Einleitungen - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 52.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.572 - sonstige Verbrauchsmittel und Anstaltsbedarf


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 294 ​



610.655 - Stadtplanungsamt; Sachverständigen-,




Gerichts- und ähnliche Kosten




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des






Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1



S. 3 GO vom 02.04.1990 wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 610.655 - Stadtplanungsamt; Sachverständi​gen-, Gerichts- und ähnliche Kosten wird einer sofortigen überplan​mäßigen Ausgabe in Höhe von 65.000,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 41.161 ​Sozialhilfe nach dem BSHG; vom Land.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 334 ​



700.000.964 - Stadtentwässerung; sonstige




betriebstechnische Anlagen


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.000.964 - Stadtentwässerung; sonstige betriebstechnische Anlagen - wird einer weiteren überplanmäßigen Ausgabe von 13.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei der Haushalts​stelle 700.000.960 - Betriebsanlagen für Pumpwerke und Pump- stationen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff: Jahresabschluß der Versorgung und Verkehr Kiel      - Drs. 351 



​GmbH für das Geschäftsjahr 1989


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der nächsten ordent- 

lichen Gesellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, nachstehenden Beschlüssen zuzustimmen:

1. Feststellung des Jahresabschlusses 1989 der Versorgung

und Verkehr GmbH und Vortrag des eingetretenen Bilanzverlustes von






        8.049.647,66 DM





auf Rechnung des Geschäftsjahres 1990,

2. Entlastung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 1989.

3. Bestellung der BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Kiel zum Abschlußprüfer für das Geschäftsjahr 1990.

Der Jahresabschluß ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift als Anlage beigefügt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

An der Beratung und Beschlußfassung haben die Beschäftigten und die gewähl​ten Aufsichtsratsmitglieder der VVK nicht mitgewirkt.

23. Betreff: Abberufung eines Werkleiters                        - Drs. 345 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Ltd. Magistratsdirektor Egon Schönfeld wird mit seiner Versetzung

in den Ruhestand am 28. Februar 1991 als Erster Werkleiter der Hafen- und Verkehrsbetriebe abberufen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff: Rahmengenehmigung für tarifliche Sonderangebote     - Drs. 373 ​



der KVAG


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Beschluß zuzustimmen:

" Die dem Vorstand der KVAG und der Geschäftsführung der VVK befri​stet bis zum 30.09.1990 nach § 3 Abs. 1 Nr. 8 des Unternehmensver​trages betreffend die KVAG und § 12 Abs. 1 Nr. 6 des Gesellschafts​vertrages der VVK erteilte Rahmengenehmigung für befristete tarif​liche Sonderangebote wird um zwei Jahre verlängert."


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

An der Beratung und Beschlußfassung haben die Beschäftigten und die gewähl​ten Aufsichtsratsmitglieder der VVK nicht mitgewirkt.

25. Betreff: Kieler Hafengebühren-Satzung                        - Drs. 374 ​



Kieler Hafenentgelts-Ordnung


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag: Die Neufassung



a) der Kieler Hafengebühren-Satzung



b) der Kieler Hafenentgelts-Ordnung



wird - den beigefügten Entwürfen entsprechend - beschlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Grunderneuerung der Gleisanlage der                 - Drs. 375 ​Eisenbahnstrecke Suchsdorf - Kiel-Wik




- außerplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: a) Dem geänderten Kostenanschlag vom 18.04.1990 des Tiefbauamtes

für die Grunderneuerung der Gleisanlage der Strecke Suchsdorf ​Kiel-Wik, abschließend mit 1.350.000 DM, wird zugstimmt.

b) Bei der Haushaltsstelle 822/6105 - "Grunderneuerung der Gleisan​lage der Strecke Suchsdorf - Kiel-Wik wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe von 950.000 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch zusätzliche Abschreibungsmittel (275.000 DM), die sich bei der Bilanzaufstellung für das Wirt​schaftsjahr 1989 gegenüber dem Planansatz ergeben haben, und einen Zuschuß des Ministeriums für Wirtschaft, Technik und Verkehr (675.000 DM).


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Erweiterung der Gleisanlagen im Nordhafen           - Drs. 376 -




- außerplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag: Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 822/6445 - Erweiterung

der Gleisanlage im Nordhafen - wird der Leistung einer außerplan​mäßigen Ausgabe in Höhe von 300.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Sonstige Einnahmen in Höhe von 200.000,-- DM und einen zu erwartenden Zuschuß des Landes in



Höhe von 100.000,-- DM.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff: Beihilfe an den Förderverein MS "Stadt Kiel";       - Drs. 396 -




- Gebührenbefreiung für Traditionsschiff





MS "Stadt Kiel"


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Vorbehaltlich der Bereitstellung der Mittel im Haushalt erhält der Förderverein MS "Stadt Kiel" ab Mai 1990 antragsgemäß eine Beihilfe zur Begleichung der Hafengebühren von z. Z. 14.300,-- DM bei

30 Fahrten jährlich. Die Hafengebühren für die MS " Stadt Kiel" werden vom Kulturamt direkt mit den Hafen- und Verkehrsbetrieben abgerechnet und für 1990 im Nachtragshaushalt beantragt.


Diese Vorlage wurde im Magistrat zurückgestellt.

29. Betreff: Neuwahl von Mitgliedern für den Kultursenat der     - Drs. 397 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Lentz


Antrag: Als Mitglieder des Kultursenates werden gewählt:

a) aus dem Kreis des Rektors und der Prorektoren der Christian-Albrechts-Universität (gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 1)






Prof. Dr. Michael Müller-Wille






Prof. Dr. Rüdiger Wolfrum

die von der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel vorge​schlagenen ordentlichen Professoren (gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 2) Abs. 1 Ziff. 2)






Prof. Dr. Friedhelm Krummacher






Prof. Dr. Lars Olof Larsson






Porf. Dr. Werner Paravicini

b) der von der Pädagogischen Hochschule gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Kultursenatsatzung vorgeschlagene Vertreter






Prof. Dr. Winfried Ulrich

c) der von der Fachhochschule Kiel - Fachbereich Gestaltung gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Kultursenatssatzung vorgeschlagene Ver​treter






Prof. Bernhard Schwichtenberg

d) folgende sieben Persönlichkeiten des kulturellen Lebens der Landeshauptstadt Kiel

1.  Kurt Hamer                                                2.  Dr. Jürgen Hacker                                         3.  Dr. Brigitte Schubert-Riese                               




  4.  Prof. Dr. Jens Christian Jensen                           




  5.  Dr. Peter Bendixen                                        




  6.  Dr. Werner Busch                                           



  7.  Prof. Dr. Günter Mix                                       

Beschluß  Nach Antrag - mit Mehrheit bei 4 Gegenstimmen -

30. Betreff: Freifahrten für ausländische Marineangehörige       - Drs. 400 ​Berichterstatter: Stadtrat Diesel


Material liegt nicht vor.


Dieser Punkt wurde im Magistrat zurückgezogen.

31. Betreff: 2. Nachtrag zur Änderung der                        - Drs. 403 ​Rechnungsprüfungsordnung vom 18.04.1984


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Dem beigefügten Entwurf des 2. Nachtrages zur Rechnungsprüfungs-



ordnung wird zugestimmt.

Die Vorlage wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit


bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Stellvertretende Mitglieder für den Sonderausschuß  - Drs. 401 ​Berichterstatter: Ratsherr Biallowons

Antrag: Es werden folgende stellvertretende Ausschußmitglieder gewählt:



SPD         - Ratsherr Hans-Jürgen Nieländer



CDU         - Ratsherr Dr. Horst Reimers



DIE GRÜNEN  - Ratsfrau Maren Nitschke-Frank

F.D.P.      - Bgl. Mitglied Torsten Kähler, Westring 259


Die Vorlage wurde mit einer Zusammenstellung versandt, die Dringlichkeit


bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Öffentlichkeit von Ausschußsitzungen                - Drs. 405 -


Berichterstatter: Ratsherr Biallowons

Antrag: Von den bei der Landeshauptstadt Kiel eingerichteten ständigen

Ausschüssen tagen folgende Ausschüsse generell unter Ausschluß der Öffentlichkeit:



1. Personalausschuß



2. Prüfungsausschuß für Aufbaudarlehen



3. Umlegungsausschuß



4. Vergabeausschuß

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt namens seiner Fraktion:


"Punkt 1. wird gestrichen."

Er erklärt, daß im Personalausschuß zwar viele Punkte datenrechtlich geschützt seien, andererseits dort aber auch der Stellenplan und die Arbeitszeitverkürzung beraten werden.

Ratsherr   S c h u l t z   (SPD) bewundert zwar den Sinn der GRÜNEN für Öffentlichkeitsarbeit, spricht sich aber gegen deren Antrag aus. Beschluß über den Änderungsantrag:


A b g e l e h n t  -  mit Mehrheit


Beschluß über die Drs. 405:


Nach Antrag - mit Mehrheit bei 4 Gegenstimmen -

34. Betreff: Querschnittsprüfung des Landesrechnungshofes der    - Drs. 406 



​kommunalen Theater


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: a) Dem anliegenden Entwurf einer Stellungnahme zu dem Bericht des Landesrechnungshofes über die Querschnittsprüfung der kommunalen Theater wird zugestimmt (Anlage 1)



b) Die Verwaltung wird beauftragt,

  1. Verhandlungen mit dem Land darüber zu führen, inwieweit dies sich mit eigenen Mitteln über den bisherigen Umfang hinaus an Investitionen im Bereich der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel finanziell beteiligen kann,

  2. zusammen mit dem Land gemeinsam ein Konzept zu entwickeln, um die Zusammenarbeit der Theater zu verbessern (Ausstattung mit finanziellen, sachlichen und technischen Mitteln).

Die Vorlage wurde mit einer Zusammenstellung versandt, bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß sie im Magistrat zurückgestellt wurde.

35. Betreff: Museum für Industrie-und Alltagskultur              - Drs. 359 



​hier: Mittelfreigabe


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Die im Haushalt 1990 bei der Haushaltsstelle 323.001.940 - Errich​tung des Museums für Industrie- und Alltagskultur - in Höhe von 900.000 DM veranschlagten Mittel werden freigegeben.

Die Vorlage wurde mit einer Zusammenstellung versandt. Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde sie von der Dezernentin zurückgezogen.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, daß an dieser Stel​le Punkt 7) Kleinen Anfragen behandelt werden. Wegen der besseren Lesbar​keit des Protokolls verbleibt der Tagesordnungspunkt an der ursprünglichen Reihenfolge.

36. Verschiedenes

Stadtpräsidentin    R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung


der Ratsversammlung am 30. August stattfinden wird.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer


1. Stellv.
               1. Stellv.                 2. Stellv.

Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer


Protokollführerin

